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MEDIENMITTEILUNG — 27.  Oktober
 
VPV sagen Ja zur Volksinitiative „ Für f
 
Die Vereinigten Personalverbände 
haben an ihrer Versammlung
len Volkinitiative „ Für faire Ferien“  die Ja
Die Abstimmung ist auf den 27. November angesetzt.
 
Die VPV setzen sich seit Jahrze
Staatspersonal ein. Die Annahme der Initiative 
nimum von 5 Ferienwochen zu einer Regelung führen, die 
vatwirtschaft heute verbreitet üblich ist
 
Die VPV haben das Thema Ferienregelung in den letzten Jahren r
gelmässig mit der Finanzdirektion des Kantons Zürich als verantwor
liche Stelle für das Personalwesen besprochen. Ein Entgegenko
men des Kantons blieb aus. Nach Einreichung der Volksinitiative „Für 
faire Ferien“ strich die Finanzdirektion das Thema von der Trakta
denliste der regelmässig stattfindenden Gespräche. Inzwisc
ben Regierungs- und Kantonsrat die Nein
 
Für die Konkurrenzfähigkeit und die Attraktivität des 
als Arbeitgeber ist eine mit der Privatwirtschaft vergleichbare Ferie
regelung enorm wichtig. Es geht nicht an, dass der
zistinnen und Polizisten, Pflegenden und weitere Staatsangestellten 
aussergewöhnliche Leistungen 
ständige Ferienregelung verweigert
 
Die VPV rufen ihre 20‘000 Mitglieder und die Zürcher Bevölkerung 
dazu auf, die Initiative am 27. November zu unterstützen
 
 
Für Nachfragen der Medien:  
Cécile Krebs, Präsidentin VPV, 076 560 49 62 
 
 
 

27.  Oktober  2011:  

VPV sagen Ja zur Volksinitiative „ Für faire Ferien“  

ereinigten Personalverbände des Kantons Zürich (VPV) 
haben an ihrer Versammlung vom 23. August 2011 zur kantona-

„ Für faire Ferien“  die Ja-Parole beschlossen. 
Die Abstimmung ist auf den 27. November angesetzt. 

eit Jahrzehnten für mehr Ferientage für das 
Die Annahme der Initiative würde mit einem Mi-

zu einer Regelung führen, die in der Pri-
heute verbreitet üblich ist. 

Die VPV haben das Thema Ferienregelung in den letzten Jahren re-
gelmässig mit der Finanzdirektion des Kantons Zürich als verantwort-
liche Stelle für das Personalwesen besprochen. Ein Entgegenkom-
men des Kantons blieb aus. Nach Einreichung der Volksinitiative „Für 
faire Ferien“ strich die Finanzdirektion das Thema von der Traktan-
denliste der regelmässig stattfindenden Gespräche. Inzwischen ha-

und Kantonsrat die Nein-Parole beschlossen. 

Für die Konkurrenzfähigkeit und die Attraktivität des Kantons Zürich 
als Arbeitgeber ist eine mit der Privatwirtschaft vergleichbare Ferien-
regelung enorm wichtig. Es geht nicht an, dass der Kanton von Poli-

sten, Pflegenden und weitere Staatsangestellten 
aussergewöhnliche Leistungen einfordert, gleichzeitig aber eine an-
ständige Ferienregelung verweigert. 

Die VPV rufen ihre 20‘000 Mitglieder und die Zürcher Bevölkerung 
die Initiative am 27. November zu unterstützen.  

 
Cécile Krebs, Präsidentin VPV, 076 560 49 62  
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Dachorganisation  
der Zürcher Verbände 
des Staatspersonals: 

VStA 
Verband der Staatsangestellten  
des Kantons Zürich 

ZLV 
Zürcher Lehrerinnen-  
und Lehrerverband 

VKPZ 
Verband der Kantonspolizei Zürich 

VSAO 
Verband Zürcher Spitalärztinnen  
und -ärzte 

FH-ZH 
Verband der Zürcher Fachhochschuldozie-
renden 

SekZH 
Sekundarlehrkräfte  
des Kantons Zürich  

Pfarrverein 
des Kantons Zürich 

Professorenschaft 
der Universität Zürich 

AGGP 
Aktion Gsundi Gsundheitspolitik 

physio                                               
zürich-glarus 

Verband der Schulleit erinnen und 
Schulleiter des Kantons Zürich                          
VSLZH 

PVKA 
Personalverband Kontrollabteilung der 
Flughafenpolizei 

SVH                                                   
Schweizerischer Hebammenverband 
Sektion Zürich und Umgebung 

 

 

 

 

 


